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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Finanzen

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung
– Drucksache 17/400

Gesetz über die Feststellung eines Dritten Nachtrags zum 
Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für das 
Haushaltsjahr 2021

  „Gesetz über die Feststellung 
  eines Dritten Nachtrags zum Staatshaus- 

  haltsplan von Baden-Württemberg 
  für das Haushaltsjahr 2021

 § 1

  (1) Der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-Würt-
temberg für das Haushaltsjahr 2021 (Anlage zum Ge-
setz über die Feststellung des Staatshaushaltsplans von 
Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2020/21 – 
Staatshaushaltsgesetz 2020/21 – StHG 2020/21 – vom 
18. Dezember 2019, GBl. S. 596) in der Fassung des 
Gesetzes über die Feststellung eines Zweiten Nach-
trags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg 
für die Haushaltsjahre 2020/21 vom 14. Oktober 2020 
(GBl. S. 868) wird nach Maßgabe der diesem Gesetz 
als Anlage beigefügten Übersichten zu den Einnahmen 
und Ausgaben geändert.

  (2) Unter Berücksichtigung der Änderungen nach Ab-
satz 1 wird der Staatshaushaltsplan des Landes Baden-
Württemberg für das Haushaltsjahr 2021 in Einnahme 
und Ausgabe auf 54 659 186 100 Euro festgestellt.

Drucksachen und Plenarprotokolle sind im Internet
abrufbar unter: www.landtag-bw.de/Dokumente

Der Landtag druckt auf Recyclingpapier, ausgezeich-
net mit dem Umweltzeichen „Der Blaue Engel“.

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

I.  Dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Drucksache 17/400 – in folgen-
der Fassung zuzustimmen: 
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 § 2

  In der Vorbemerkung zu Kapitel 1201 werden die  
Wörter „8. bis 10. September 2020“ durch die Wörter 
„10. bis 12. Mai 2021“ ersetzt. 

 § 3

  (1) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Planstellen für Beamtinnen und Beamte wie folgt ge-
schaffen oder entfallen:
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  (2) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Vermerke bei Planstellen für Beamtinnen und Beamte 
wie folgt geändert oder eingefügt: 

  (3) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Stellen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wie 
folgt geschaffen oder entfallen:
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  (4) In den nachfolgenden Kapiteln und Titeln werden 
Vermerke bei Stellen für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern wie folgt geändert:

 § 4

  In § 4 Absatz 1 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe 
„2 495 965 400 Euro“ durch die Angabe „3 693 206 200 
Euro“ ersetzt.

 § 5

  (1) In § 5 Absatz 3 Satz 1 StHG 2020/21 wird die Angabe 
„3 000 000 000 Euro“ durch die Angabe „3 527 000 000 
Euro“ ersetzt.

  (2) In § 5 Absatz 7 Satz 1 StHG 2020/21 wird das 
Wort „Wirtschaftsministerium“ durch die Wörter 
„Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen“ 
ersetzt.

§ 6

  (1) In § 6 Absatz 1 Satz 2 StHG 2020/21 werden nach 
den Wörtern „Kapitel 0607 Titelgruppen 73, 74 und 
75,“ die Wörter „Kapitel 0707 Titel 534 01,“ und 
nach den Wörtern „Kapitel 1303 Titelgruppe 78“ 
die Wörter „ , Kapitel 1803 Titel 547 75 und Kapi-
tel 1806 Titel 534 75“ eingefügt.

  (2) In § 6 Absatz 1 Satz 1 Ziffern 4 und 5 StHG 2020/21 
wird jeweils die Angabe „und 16“ durch die Angabe  
„ ,16 und 18“ ersetzt.

  (3) In § 6 Absatz 2 StHG 2020/21 wird nach Satz 3 
folgender Satz eingefügt: 

  „Für die Ausgabereste aus dem Haushaltsjahr 2021 
gilt dies mit der Maßgabe, dass diese bis zu einem 
Betrag von 40 Prozent der Haushaltsansätze der Aus-
gabentitel nicht in Abgang gestellt werden.“

 (4) § 6 StHG wird folgender Absatz 10 angefügt:
  „Die Landesregierung wird ermächtigt, zur Umset-

zung der Maßnahmen des Aktionsprogramms ‚Auf-
holen nach Corona für Kinder und Jugendliche für die 
Jahre 2021 und 2022‘ eine Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern zu schließen.“

 § 7

  Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2021 in 
Kraft.
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II. Kenntnis zu nehmen:

  Von der Mitteilung des Ministeriums für Finanzen 
vom 13. Juli 2021

 – Bericht der Gemeinsamen Finanzkommission
 – Drucksache 17/500.

16.7.2021

Der Berichterstatter: Der Vorsitzende:

Norbert Knopf  Martin Rivoir 
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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz 
über die Feststellung eines Dritten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Ba-
den-Württemberg für das Haushaltsjahr 2021 – Drucksache 17/400 – gemeinsam 
mit dem Gesetzentwurf der Fraktion GRÜNE und der Fraktion der CDU – Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes zur Feststellung einer Naturkatastrophe, der Höhe der 
Ausnahmekomponente und zur Festlegung eines Tilgungsplans nach § 18 Absatz 6 
der Landeshaushaltsordnung für Baden-Württemberg – Drucksache 17/476 in sei-
ner 3. Sitzung am 16. Juli 2021 beraten. 

In die Beratung mit einbezogen wurden auch die Mitteilung des Ministeriums für 
Finanzen vom 13. Juli 2021 – Bericht der Gemeinsamen Finanzkommission – 
Drucksache 17/500.

Der zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung – Gesetz über die Feststellung 
eines Dritten Nachtrags zum Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für das 
Haushaltsjahr 2021 – Drucksache 17/400 – bestimmte Berichterstatter übernimmt 
auf Vorschlag des Vorsitzenden die Berichterstattung für den gesamten Tages-
ordnungspunkt.

Der Vorsitzende ruft die von den Fraktionen eingebrachten Änderungsanträge 
N/1 bis N/14 und N/16 bis N/18 sowie den Entschließungsantrag N/15 (siehe An-
lagen) mit zur Beratung auf.

Er teilt mit, die unter diesem Tagesordnungspunkt aufgerufenen Gesetzentwürfe 
würden bereits am kommenden Mittwoch im Plenum behandelt. Deshalb müsse 
für den Fall, dass bis dahin der schriftliche Bericht über die heutige Beratung im 
Ausschuss nicht vorliege, im Plenum gegebenenfalls mündliche Berichterstattung 
erfolgen.

Zum Verfahren schlage er vor, dass zunächst der Berichterstatter das Wort erhal-
te. Danach erfolge die Aussprache über die Beratungsgegenstände unter diesem 
Tagesordnungspunkt sowie die eingebrachten Änderungsanträge. Nach der Aus-
sprache schließlich trete der Ausschuss in die Abstimmung ein und sollte keine 
weitere Diskussion stattfinden.

Der Berichterstatter für diesen Tagesordnungspunkt berichtet, am 7. Juli 2021 
sei der Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Dritten Nachtrags zum 
Staatshaushaltsplan von Baden-Württemberg für das Haushaltsjahr 2021 von der 
Landesregierung an den Landtag übermittelt worden. Der Nachtragsentwurf sei 
vom Finanzminister am 14. Juli 2021 in den Landtag eingebracht worden. Am 
selben Tag habe sich das Plenum in Erster Beratung mit diesem Entwurf befasst. 
Die Zweite und Dritte Beratung sei für den 21. Juli 2021 vorgesehen. 

Es handle sich um ein Zeitgesetz für das Haushaltsjahr 2021, das rückwirkend 
zum 1. Januar 2021 in Kraft treten solle.

In § 1 Absatz 1 würden die betragsmäßigen Änderungen im Nachtragsentwurf 
unter Verweis auf die Anlage zum Gesetzentwurf in Einnahmen und Ausgaben 
dargestellt. Das Haushaltsvolumen im Jahr 2021 habe bisher rund 52,6 Milliarden € 
betragen. § 1 Absatz 2 weise aus, dass sich dieses Volumen unter Berücksichti-
gung der nunmehr vorgesehenen Änderungen auf etwa 54,7 Milliarden € belaufen 
werde. Die wesentlichen Änderungen im Betragsteil beträfen die Anpassung des 
Steueransatzes, die Erhöhung der globalen Minderausgabe und der Zuführung 
an die Rücklage für Haushaltsrisiken sowie die Etatisierung coronabedingter und 
sonstiger Maßnahmen in den Einzelplänen.
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Aus § 2 des Gesetzentwurfs ergebe sich, dass dem Nachtragsentwurf die Steuer-
schätzung vom Mai 2021 zugrunde liege.

In § 3 würden die im Nachtragsentwurf vorgesehenen Stellenänderungen darge-
stellt. Der Nachtragsentwurf umfasse 201 Neustellen. 146 davon seien mit einem 
k.w.-Vermerk versehen. Bei 5,5 Stellen werde der k.w.-Vermerk verlängert, bei 
12,5 Stellen entfalle dieser Vermerk. Von den 201 Neustellen seien 125 – mit 
k.w.-Vermerk – dem Schulbereich zuzurechnen.

§ 4 des Gesetzentwurfs sehe vor, dass sich im Haushaltsjahr 2021 die Nettokredit-
ermächtigung von bisher rund 2,5 Milliarden € auf etwa 3,7 Milliarden € erhöhe.

§ 5 zufolge werde die Garantieermächtigung zugunsten der landeseigenen Schie-
nenfahrzeuge Baden-Württemberg AöR von bislang 3 Milliarden € auf rund  
3,5 Milliarden € angehoben.

§ 6 passe das sogenannte §-6-Budget an aktuelle Gegebenheiten an. Außerdem 
werde die automatische Inabgangstellung von Ausgaberesten des §-6-Budgets um 
10 % erhöht.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP betont, seine Fraktion lehne den 
Nachtrag in der vorliegenden Fassung ab. Die FDP/DVP vertrete grundsätzlich 
die Ansicht, dass die Naturkatastrophe überwunden sei. Zwar habe das Land noch 
mit deren Folgen zu kämpfen, doch halte es seine Fraktion nicht für angezeigt, 
festzustellen, dass die Naturkatastrophe fortdauere. Der bisherige Haushalt biete 
genügend Spielraum, um die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen.

Der vorgesehene Zeitraum zur Tilgung aufgenommener Kredite erscheine seiner 
Fraktion im Hinblick auf künftige Generationen bei Weitem zu lang.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE legt dar, er fasse sich kurz, da die politi-
sche Debatte im Plenum und auch über die Medien geführt werde.

Niemand wisse, ob die Pandemie jetzt völlig überwunden sei oder ob dies nur 
zum Teil zutreffe und die Pandemie wieder zurückkehren werde. Völlig unstrittig 
sei jedoch, dass das Land gegenwärtig zum Teil noch hart mit den Folgen der 
Pandemie zu kämpfen habe.

Die einzelnen Bundesländer verfolgten bei der Länge des Tilgungszeitraums un-
terschiedliche Ansätze. Baden-Württemberg habe sich aufgrund der Höhe der zu 
tilgenden Beträge auf 25 Jahre festgelegt. Damit liege das Land im bundesweiten 
Vergleich eher in der Mitte. Einige Bundesländer hätten einen Tilgungszeitraum 
von zehn oder 15 Jahren vereinbart, während Nordrhein-Westfalen, wo die FDP 
mit in der Regierung vertreten sei, mit 50 Jahren den längsten Tilgungszeitraum 
beschlossen habe.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt an, das Land befinde sich mitten in 
einer Naturkatastrophe und werde mit den Folgen der Pandemie noch sehr lange 
zu kämpfen haben. Deshalb widerspreche er dem Abgeordneten der Fraktion der 
FDP/DVP in diesem Punkt. Im Ergebnis aber lehne auch die SPD-Fraktion den 
Nachtragshaushalt ab, sofern die von ihr eingebrachten Änderungsanträge abge-
lehnt würden. Nach Ansicht der SPD würden die Naturkatastrophe und die Folgen 
der Pandemie nicht in ausreichendem Maß und nicht kraftvoll genug angegan-
gen. Das Land hätte deutlich mehr Möglichkeiten und deutlich mehr finanziellen 
Spielraum.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU bemerkt, die CDU-Fraktion stimme dem 
Nachtrag unter Berücksichtigung der Änderungsanträge, die die Regierungsfrak-
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tionen eingereicht hätten, zu. Im Plenum werde er gern weitere Ausführungen 
machen.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt, seine Fraktion lehne den vorlie-
genden Nachtragshaushalt ab. Die AfD teile die Einschätzung, dass sich das Land 
nicht mehr mitten in einer Naturkatastrophe befinde. Die Tilgung erstrecke sich 
über 25 Jahre, beginne zudem erst im Jahr 2024 und werde die Nachkommen der 
heutigen Generation noch in 30 Jahren belasten.

Er sei davon überzeugt, dass im existierenden Haushalt frei verfügbare Mittel als 
finanzielle Dispositionsmasse zur Verfügung stünden, die, wenn auch nicht unbe-
dingt zweistellig, aber doch einen sehr hohen Betrag in Milliardenhöhe ausmach-
ten. Er verweise auf die Rücklage für Haushaltsrisiken, auf verbleibende Mittel 
aus dem Beteiligungsfonds Baden-Württemberg und dem Fonds „Zukunftsland 
BW – Stärker aus der Krise“, auf die Instandhaltungsrücklage sowie nicht ge-
bundene Ausgabereste. Angesichts dessen frage er, wie das Finanzministerium 
begründe, dass die Aufnahme weiterer Schulden dringend notwendig sei.

Der Vorsitzende weist noch einmal darauf hin, dass jetzt auch alle Änderungs-
anträge mit zur Beratung aufgerufen seien. Wenn dazu Fragen bestünden, sollten 
diese nun gestellt werden.

Der Präsident des Rechnungshofs trägt vor, das Land verfüge über einen offen-
kundig feststehenden Überschuss von 2,6 Milliarden €. Insofern erkläre sich aus 
Sicht des Rechnungshofs nicht unbedingt, weshalb die Finanzlage erheblich be-
einträchtigt sei und für das Haushaltsjahr 2021 ein Notlagenkredit von 942 Mil-
lionen € aufgenommen werden solle. Ihm stelle sich die Frage, ob es nach der 
Landeshaushaltsordnung nicht geboten sei, primär aus dem Überschuss zu finan-
zieren und den Notlagenkredit obsolet zu machen.

Der Vorsitzende macht in seiner Eigenschaft als Abgeordneter darauf aufmerk-
sam, die Garantieermächtigung zugunsten der landeseigenen Schienenfahrzeuge 
Baden-Württemberg AöR solle um über 500 000 € erhöht werden. Ausweislich 
der schriftlichen Begründung zu § 5 des Gesetzentwurfs Drucksache 17/400 diene 
dies u. a. der Beschaffung druckdichter Fahrzeuge. Angesichts der schon länger 
bekannten Anforderungen in dem betreffenden Netz interessiere ihn, warum dies 
nicht bereits bei der Gründung dieser Gesellschaft entsprechend berücksichtigt 
worden sei.

In dem von den Regierungsfraktionen eingebrachten Änderungsantrag N/13 gehe 
es um den Neubau eines Forschungsgebäudes für die Covid-19-Forschung an der 
Medizinischen Fakultät der Universität Ulm. Die Abrechnung der Baumaßnahme 
müsse bis spätestens Juni 2023 fertiggestellt sein, da das Vorhaben aus EU-Mit-
teln finanziert werde. Er frage, ob gewährleistet sei, dass dieser Bau so rasch statt-
finden könne, und wer bezahle, wenn dieses zeitliche Ziel nicht erreicht werde 
und die EU-Mittel nicht zur Verfügung stünden.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, im Geschäftsbereich des 
Wirtschaftsministeriums seien 1,9 Millionen € für die Förderung einer „Husten-
App“ vorgesehen. Die FDP/DVP greife dies mit ihrem Änderungsantrag N/4 auf. 
Er frage, worum es sich bei der „Husten-App“ handle und warum nicht bisher 
bestehende Förderprogramme genutzt würden, sondern eine Einzelförderung er-
folgen solle.

Für den Geschäftsbereich des Finanzministeriums würden zusätzliche Stellen aus-
gewiesen. Ihn interessiere, wofür diese Stellen dienten. Er vermute, dass sie teil-
weise dem Denkmalschutz zugutekämen, und frage, warum diese Aufgaben nicht 
beim Wirtschaftsministerium verblieben.
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Weiter wolle er wissen, ob es schon Pläne gebe, was mit den gut 500 Millionen € 
geschehe, die aus dem Fonds „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ verblie-
ben seien.

Im Etat des Kultusministeriums werde für 800 Stellen die Verlängerung eines 
k.w.-Vermerks ausgebracht. Er bitte um Auskunft, wofür diese Stellen gedacht 
seien. Ferner würden im Kultusetat mehr Mittel für Personal veranschlagt. Ihn 
interessiere, ob diese nur für Lernbrücken und das Programm „Rückenwind“ ge-
dacht seien oder auch für weitere Zwecke verwendet werden könnten.

Der Minister für Finanzen führt aus, während die einen die Ansicht verträten, die 
Pandemie sei quasi vorbei, wünschten sich andere, dass die Landesregierung noch 
kraftvoller agiere. Die Landesregierung liege mit ihrer Position genau in der Mitte 
zwischen beidem. Auch in dieser Pandemie sei mit Maß und Mitte vorzugehen. 
Deshalb habe die Landesregierung einen Nachtragshaushalt vorgelegt, der dieser 
Philosophie entspreche.

Entgegen dem, was von einem Abgeordneten der AfD zuvor angedeutet wor-
den sei, habe das Land keinen hohen einstelligen oder gar einen zweistelligen 
Milliardenbetrag auf der „hohen Kante“. Überschüsse aus Vorjahren seien schon 
immer in weitere Haushaltsjahre übertragen worden. In dieser Pandemie liege 
die besondere Situation vor, dass viele Mittel belegt und noch nicht abgeflossen 
seien. Auch bestehe ein hohes Maß an Unsicherheit. Angesichts dessen habe sich 
die Landesregierung entschlossen, Vorsorge zu treffen und auch im vorliegenden 
Nachtrag das Vorsichtsprinzip walten zu lassen.

Die rund 2 Milliarden €, die in den Eckdaten für den Haushalt 2022 stünden, sei-
en keine plausibilisierbare Zahl, sondern gegriffen. Das Finanzministerium kläre 
mit den Ressorts gerade die Ausgabereste. Dies sei ein zentraler Baustein, um 
den Überschuss seriös prognostizieren zu können. Solange sich diese Zahlen aber 
nicht plausibel verifizieren ließen, müsse mit einer Zahl operiert werden, wie sie 
sich in dem Eckdatenbeschluss finde. Dies halte er angesichts des coronabeding-
ten strukturellen Defizits, das im nächsten Jahr bestehen werde, weiterhin für 
gerechtfertigt. Deshalb sei es auch richtig, nach dem Vorsorgeprinzip zu handeln. 
Sollten die Mittel nicht in der jetzt erwarteten Weise abfließen oder das Ergebnis 
der Steuerschätzung besser ausfallen als angenommen, würden die entsprechen-
den Mittel selbstverständlich zur Tilgung verwandt.

Beim Finanzministerium seien 3,5 Stellen mit einem k.w.-Vermerk versehen. 
Hierbei gehe es um Themen wie Haushaltsmodernisierung, Vermögensrechnung, 
Haushaltscontrolling und konzeptionelle Weiterentwicklung des Haushalts. Dies 
stellten Daueraufgaben dar. Deshalb seien diese k.w.-Vermerke verlängert wor-
den.

Im September 2020 habe der Ministerrat einen richtigen und wichtigen Beschluss 
gefasst, bei dem es um die Umsetzung des Vorhabens „Green Bond Baden-Würt-
temberg“ gegangen sei. Um dies auch im Finanzministerium abzubilden, sei eine 
Neustelle im Referat 28 bewilligt worden. 

Darüber hinaus sei mit dem Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen ein 
neues Ressort geschaffen worden. Um im Finanzministerium die Mehrbedarfe 
auch haushalterisch besprechen, plausibilisieren und abbilden zu können, werde 
dort die dazu benötigte Spiegelstelle geschaffen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst gibt be-
kannt, der Zeitplan im Zusammenhang mit den EU-Mitteln für den Neubau eines 
Forschungsgebäudes für die Covid-19-Forschung an der Medizinischen Fakultät 
der Universität Ulm sei der Grund für den Änderungsantrag N/13. Danach soll-
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ten die Mittel, die die EU für das Vorhaben gewähre, in den Haushalt eingestellt 
werden. 1 Million € werde im Nachtrag für 2021 veranschlagt, außerdem würden 
Verpflichtungsermächtigungen von 1 Million € für das Haushaltsjahr 2022 sowie 
von weiteren 2 Millionen € für das Haushaltsjahr 2023 ausgebracht.

Das Wissenschaftsministerium sei zuversichtlich, dass die Baumaßnahme frist-
gerecht für die erforderliche Abrechnung gegenüber der EU im Jahr 2023 fertig-
gestellt werden könne. Die Planungen hätten schon begonnen. Das Finanzminis-
terium habe der Universität Ulm am 28. April 2021 die Bauherreneigenschaft 
übertragen. Die Umsetzung des angesprochenen Projekts sei also bereits im Gang. 

Für den nicht ganz auszuschließenden Fall, dass die Kosten über den 4 Millionen € 
lägen, die die EU für das Projekt zugesagt habe, bestehe eine Zusage der Medizi-
nischen Fakultät der Universität Ulm.

Der Vorsitzende erwidert in seiner Eigenschaft als Abgeordneter, ihm sei es bei 
der zweiten Frage, die er in seinem vorigen Wortbeitrag gestellt habe, nicht um 
Mehrkosten gegangen. Vielmehr interessiere ihn, wer bezahle, wenn sich die 
Maßnahme nicht rechtzeitig gegenüber der EU abrechnen lasse.

Er hält auf Nachfrage fest, dass diese Frage jetzt offensichtlich nicht beantwortet 
werden könne. Dies gelte anscheinend auch für seine erste Frage im Zusammen-
hang mit der Erhöhung der Garantieermächtigung zugunsten der landeseigenen 
Schienenfahrzeuge Baden-Württemberg AöR. Er bittet darum, diese beiden Fra-
gen rechtzeitig vor der Zweiten und Dritten Beratung des Nachtrags am kommen-
den Mittwoch schriftlich zu beantworten. (Redaktioneller Hinweis: Die beiden 
Fragen werden im weiteren Verlauf dieser Sitzung noch mündlich beantwortet.)

Der Abgeordnete der Fraktion GRÜNE merkt an, er habe das Verfahren so ver-
standen, dass jetzt – ohne Beachtung einer bestimmten Reihenfolge – alle Ände-
rungsanträge gemeinsam aufgerufen seien und es bei der Abstimmung über diese 
Initiativen später nicht mehr möglich sei, sie zu begründen oder darüber zu dis-
kutieren. Zumindest die Regierungsfraktionen seien von einem anderen Verfahren 
ausgegangen. Er halte eine Bestätigung durch den Vorsitzenden für wichtig, dass 
im Rahmen der Abstimmung nicht mehr diskutiert werden dürfe. 

Der Vorsitzende unterstreicht, sein Verfahrensvorschlag sei genau im Sinne der 
Äußerung seines Vorredners erfolgt. Alle Änderungsanträge seien jetzt aufge-
rufen und sollten nun inhaltlich abgearbeitet werden. Die Beratung schließe mit 
einer – hoffentlich stringenten – Abstimmung. Eine Diskussion stehe den Ab-
geordneten immer frei. Wenn sich im Rahmen der Abstimmung noch eine Frage 
ergebe, könne diese dann gestellt werden. Dies sollte jedoch nicht das Ziel sein.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU bringt zum Ausdruck, mit dem vom Vor-
sitzenden vorgeschlagenen Verfahren könne seine Fraktion sehr gut leben. Er bit-
te aber, dass die Fachministerien die Antworten auf die Fragen, die hier zum 
Nachtrag gestellt würden, auch hier erteilten und nicht schriftlich nachreichten. 
Der Ausschuss habe die Möglichkeit, Hybridsitzungen durchzuführen. Insofern 
erwarte er von den Ministerien durchaus, dass sie bei einer Nachtragsberatung 
mit Bediensteten vertreten seien, die auch Auskunft auf gestellte Fragen geben 
könnten.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD dankt seinem Vorredner, weil dieser in 
diplomatischer Weise das ausgedrückt habe, was er selbst vielleicht noch etwas 
härter formuliert hätte. Er fügt hinzu, schon in der letzten Sitzung des Finanzaus-
schusses hätten Fragen, die Abgeordnete gestellt hätten, wiederholt nicht beant-
wortet werden können. 
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Der Vorsitzende weist darauf hin, der Ausschuss behandle einen Nachtrag, der 
verschiedene Ministerien betreffe. Daher hielte auch er es für richtig, wenn gerade 
angesichts der Möglichkeit, per Telefon oder Video an der Sitzung teilzunehmen, 
alle Ministerien bei der Beratung im Ausschuss vertreten seien. 

Eine Vertreterin des Ministeriums für Verkehr betont, wie mit der Landtagsver-
waltung abgestimmt, sei das Verkehrsministerium in dieser Ausschusssitzung 
selbstverständlich vertreten. Die Frage, die hier zur Landesanstalt Schienenfahr-
zeuge Baden-Württemberg gestellt worden sei, werde jetzt ein Kollege aus dem 
zuständigen Referat beantworten.

Ein Vertreter des Ministeriums für Verkehr berichtet, derzeit laufe noch ein Ver-
handlungsverfahren zu der Beschaffung von 130 neuen Doppelstockfahrzeugen 
für das E-Netz Stuttgart–Bodensee. Im Rahmen dieses Verfahrens habe das Ver-
kehrsministerium ein umfangreiches Fahrzeuglastenheft erstellt, das die Anforde-
rungen an die Besonderheiten dieses Netzes berücksichtige. Dazu wiederum hät-
ten die Hersteller Optimierungen zur Ausgestaltung der Fahrzeuge vorgeschlagen. 
Z. B. habe sich hinsichtlich der Druckdichtigkeit herausgestellt, dass die Stan-
dardfahrzeuge, auf denen die neuen Fahrzeuge im Prinzip basierten, eine neue 
Türkonstruktion benötigten. Auch änderten einige Hersteller die Frontpartien, um 
bei Tunneleinfahrten und Tunnelbegegnungen auch mit sehr hohen Geschwindig-
keiten optimale Effekte zu erzielen. Mit der Druckdichtigkeit werde das Ziel ver-
folgt, dass die Fahrgäste möglichst wenig spürten, wenn sich zwei Fahrzeuge mit 
sehr hohen Geschwindigkeiten begegneten.

Dies stelle nur einen Aspekt dar. Insbesondere auch bei der Fahrdynamik im Zu-
sammenhang mit den Fahrplananforderungen würden die Fahrzeuge erheblich hö-
here Leistungen gegenüber den bisherigen Standardfahrzeugen aufweisen. Das 
Verkehrsministerium habe bei den Verhandlungen mit den Unternehmen auch die 
Anforderungen an die Klimaanlagen erheblich gesteigert. Auch die gegenwärti-
gen marktgängigen Anforderungen müssten noch einmal angepasst werden. 

Das Ministerium sei im Rahmen der Verhandlungen auch mit Kostenerhöhun-
gen konfrontiert worden. Dies betreffe z. B. die Chipherstellung bei der Soft-
ware. Auch habe das Ministerium sehr hohe Anforderungen an die Einhaltung der 
Produktionspläne vorgegeben. Entsprechende Vertragsstrafen seien mit normiert 
worden. Daneben seien für den Fall, dass sich Verzögerungen ergäben, auch An-
forderungen an die Stellung einer Ersatzflotte in die Ausschreibungsunterlagen 
aufgenommen worden. Vor diesem Hintergrund könne sichergestellt werden, dass 
zur Inbetriebnahme des digitalen Knotens Stuttgart entsprechende Fahrzeuge zur 
Verfügung stünden.

All diese Aspekte müssten bei der Abschätzung des Kostenrahmens im Laufe 
des Verfahrens mit berücksichtigt werden. Bei der Kapitaldienstgarantie seien 
Zinsabschreibungen und Darlehenstilgung inkludiert. Das Ministerium habe für 
die Kapitaldienstgarantie sicherheitshalber noch einen gewissen Aufschlag an-
genommen, um im August, wenn der Zuschlag erteilt werden müsse, in diesem 
Investitionsbereich handlungsfähig zu sein. Der derzeitige Rahmen für Kapital-
dienstgarantien im Staatshaushaltsgesetz sei ausgereizt. Das Ministerium müsse 
aber in der Lage sein, auch bei Kostensteigerungen, die über seinen bisherigen 
Kalkulationen lägen, den Zuschlag zu erteilen.

Der Minister für Finanzen legt dar, er sei bis vor Kurzen selbst Parlamentarier 
gewesen und wisse, wie wichtig es sei, dass die Regierung Fragen beantworte. In 
der letzten Sitzung dieses Ausschusses seien viele Fragen an viele Ressorts ge-
richtet worden. Keine dieser Fragen habe beantwortet werden können. Dies sei, 
wie sich im Nachhinein gezeigt habe, auf ein technisches Problem beim Zugriff 
von außen auf die IT des Landtags zurückgegangen. Damit kein falscher Eindruck 
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entstehe, weise er darauf hin, dass viele Vertreterinnen und Vertreter der Minis-
terien zur Beantwortung von Fragen bereitgestanden hätten. Das angesprochene 
IT-Problem sei nun offenbar gelöst.

Der Vertreter des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst geht auf 
die noch offene Frage ein, wer bezahle, wenn sich der Neubau eines Forschungs-
gebäudes für die Covid-19-Forschung an der Medizinischen Fakultät der Uni-
versität Ulm nicht rechtzeitig gegenüber der EU abrechnen lasse. Er teilt mit, die 
Kosten, die bis 2023 anfielen und abgerechnet werden könnten, würden aus EU-
Mitteln beglichen. Das restliche Risiko trage die Medizinische Fakultät.

Die Ministerin für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus trägt vor, bei der „Husten-
App“ handle es sich um ein Vorhaben, das auf einer KI-Technologie basiere. Es 
gehe darum, anhand einer App über Sprachaufnahme und Körpersignale Covid-
Infektionen erkennen zu können. Die Pandemie werde sich noch lange hinziehen. 
Vor diesem Hintergrund sehe das Wirtschaftsministerium in der App enormes 
Potenzial, um einen Beitrag zur Pandemiebekämpfung zu leisten.

Es handle sich um ein Forschungsvorhaben mit einem hohen wissenschaftlich-
technischen Risiko. Das Projekt solle federführend an der Hochschule Reutlingen 
durchgeführt werden. Das Ministerium befinde sich diesbezüglich noch in Ge-
sprächen. Ein belastbarer Förderantrag liege aktuell zwar nicht vor, das Ministe-
rium gehe jedoch davon aus, dass ein solcher noch gestellt werde.

An dem Projekt, das von einem Abgeordneten der Fraktion GRÜNE vorgeschla-
gen worden sei, forschten verschiedene Wissenschaftler. Es wäre wünschens-
wert, dass eine solche App aus Baden-Württemberg heraus weiterentwickelt und 
schließlich zur Umsetzung gelangen würde.

Die bestehenden Förderprogramme hätten sich für eine Nutzung nicht geeignet 
und seien auch schon vollumfänglich belegt. Es sei nicht möglich gewesen, ein 
solches, im vorwettbewerblichen Bereich befindliches Projekt über vorhandene 
Programme zu fördern.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt an, der Präsident des 
Rechnungshofs habe im Zusammenhang mit dem Haushaltsüberschuss eine Frage 
gestellt. Vielleicht könne der Finanzminister dazu noch etwas allgemeiner Stel-
lung nehmen.

Ihn interessiere, wann den Parlamentariern der Haushaltsabschluss für das Jahr 
2020 vorgelegt werde und warum ihnen im Vorfeld einer so wesentlichen Gesetz-
gebung nicht zumindest ein vorläufiges Ergebnis bekannt gegeben werden könne. 
Damit ließe sich viel fundierter arbeiten, als sich immer wieder auf Pressemeldun-
gen stützen zu müssen.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD fragt, warum das Finanzministerium noch 
kein offizielles Ergebnis vorgelegt habe. Er fährt fort, alle ihm bekannten Ab-
schätzungen aus Pressemeldungen gingen davon aus, dass der rechnungsmäßige 
Überschuss für das Haushaltsjahr 2020 mehr als 3 Milliarden € betragen werde. 
Auch kenne er keine einzige Abschätzung, die die Höhe der nicht gebundenen 
Mittel auf weniger als 2 Milliarden € beziffern würde. Die Angaben schwankten 
zwischen 2,2 und 2,6 Milliarden €.

In den Doppelhaushalt 2020/2021 seien Ausgabereste in Höhe von 6,7 Milliarden € 
eingestellt worden. Abgeflossen seien davon nach einer aktuellen Meldung des 
Finanzministeriums 3,6 Milliarden € und somit in drei Halbjahren nur etwas mehr 
als die Hälfte. Ihn interessiere, aufgrund welcher Annahmen das Finanzminis-
terium davon ausgehe, dass von den Ausgaberesten jetzt mehr Mittel abfließen 
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würden als jeweils in den drei Halbjahren zuvor. Wenn dies nicht der Fall sei, blie-
ben auch wieder rund 2 Milliarden € übrig. Mit den verbleibenden Mitteln aus dem 
Beteiligungsfonds Baden-Württemberg ergäben sich in der Summe 5 Milliarden €. 
Hinzu komme noch eine beträchtliche finanzielle Reserve aus sehr vielen kleine-
ren Beträgen im Haushalt.

Der Minister für Finanzen zeigt auf, für den Haushalt 2022 seien Eckdaten fest-
gelegt worden. Zu der grundsätzlichen Frage, wie der Haushalt 2022 und der 
vorliegende Nachtrag für das Haushaltsjahr 2021 zusammenhingen, habe er in 
seinem Eingangsstatement schon darauf hingewiesen, dass die Landesregierung 
das Vorsorgeprinzip walten lasse. Selbstverständlich habe dies auch mit dem co-
ronabedingten strukturellen Defizit im nächsten Jahr zu tun. Um im verbleibenden 
Halbjahr 2021, das von Unsicherheit geprägt sein werde, über die erforderliche 
Flexibilität zu verfügen, habe sich die Landesregierung für diesen Weg entschie-
den.

Hinsichtlich der Ausgabereste für das Jahr 2020 habe er manchmal den Eindruck, 
dass in der öffentlichen Debatte und auch hier Zahlen durcheinandergeworfen 
würden. In der Tat stehe eine Größenordnung von 7 Milliarden € in Rede. Al-
lerdings liege diese Zahl noch nicht abschließend fest. Die Fachleute im Finanz-
ministerium prüften gerade, welche Ausgabereste in das Jahr 2021 übertragen 
werden müssten und welche sich in Abgang stellen ließen. Die Ausgabereste sei-
en jedoch weitestgehend rechtlich gebunden, sodass kein Geld auf der „hohen 
Kante“ liege.

Der Beteiligungsfonds Baden-Württemberg laufe bis 30. September 2021. Das 
Bundesfinanzministerium habe sich im Übrigen entschlossen, ähnlich strukturier-
te Fonds bis Ende dieses Jahres zu verlängern. Die Mittel aus dem Beteiligungs-
fonds Baden-Württemberg würden kaum nachgefragt. Deshalb sehe sein Haus 
aktuell keine Notwendigkeit, die Laufzeit dieses Fonds zu verlängern. Dennoch 
existiere der Fonds und stünden die entsprechenden Mittel nicht frei zur Verfü-
gung. Sollten die Mittel einmal frei werden, seien sie für coronabedingte Mehr-
ausgaben vorgesehen und nicht dafür, im Nachtrag etwas abzubilden, was einem 
gerade einfalle. Wenn die Mittel letztlich nicht mehr benötigt würden, wäre dies 
ein gutes Zeichen, weil das Land somit kein Geld für die Pandemie mehr in die 
Hand nehmen müsste. In diesem Fall würden die Mittel selbstverständlich zur 
Tilgung vorgesehen.

Ein Vertreter des Ministeriums für Finanzen führt aus, von den Ressorts seien 
Ausgabereste in Höhe von 7,27 Milliarden € angemeldet worden. Die Ressorts 
hätten Ausgabereste grundsätzlich bis Mai eines Jahres anzumelden. Dies habe 
sich nicht einhalten lassen, weil bei vielen Haushaltsabteilungen – nicht nur in 
den Ressorts selbst, sondern auch in den nachgeordneten Bereichen – coronabe-
dingt „Land unter“ herrsche. Vor einer Woche sei dem Finanzministerium die 
letzte Resteanmeldung eines Ressorts zugegangen. Das Finanzministerium sei ge-
rade mit der Prüfung der Ausgabereste befasst. Deshalb lasse sich gegenwärtig 
keine belastbare Zahl nennen, in welcher Höhe Ausgabereste vom Jahr 2020 in 
das Jahr 2021 übertragen würden. Solange diese Summe nicht feststehe, kön-
ne auch keine belastbare Zahl zum Haushaltsüberschuss angegeben werden. Das 
Finanzministerium habe dem Landtag im April 2021 mitgeteilt, dass das kassen-
mäßige Jahresergebnis 2020 bei 3,2 Milliarden € liege. In den letzten Jahren habe 
das Finanzministerium dem Landtag meistens im September bekannt gegeben, in 
welchem Umfang Ausgabereste in Abgang gestellt bzw. übertragen worden seien.

Im Folgenden gebe er einen Zwischenstand wieder: Von den Ausgaberesten ent-
fielen rund 2 Milliarden € auf gesetzlich zweckgebundene Mittel wie FAG- und 
KIF-Mittel sowie Mittel aus dem Wettmittelfonds. Zweckgebunden seien ferner 
von dritter Seite zugewendete Mittel. Diese machten 0,7 Milliarden € aus. Hin-
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zu kämen Entflechtungsmittel nach dem Entflechtungsgesetz im Umfang von  
0,5 Milliarden €. Solche Ausgabereste seien ebenso wenig kürzbar wie Ausgabe-
reste aufgrund der verschiedenen Solidarpakte. Würden all diese Beträge addiert, 
zeige sich, dass der Haushaltsüberschuss nicht so hoch ausfallen werde, wie er 
verschiedentlich deklariert worden sei.

Nicht gebundene Ausgabereste dürften nicht übertragen werden, es sei denn, für 
die Übertragung liege eine Begründung vor. Durch die Coronapandemie bestehe 
eine Sondersituation. Daher müssten in einigen Geschäftsbereichen auch nicht 
gebundene Ausgabereste übertragen werden, wenn das Finanzministerium nicht 
Anträge auf über- oder außerplanmäßige Ausgaben der betreffenden Ressorts 
„provozieren“ wolle. Beispiele für solche coronabedingten Fälle seien etwa der 
höhere Bedarf an Lehrkräften sowie die Beschaffung von Desinfektionsmitteln 
und Schutzausrüstung. Hierbei entstehende Ausgabereste seien nicht gebunden, 
müssten aber in diesem Jahr coronabedingt anders behandelt und anders geprüft 
werden. 

Das Finanzministerium befinde sich mitten in der Prüfung der Ausgabereste. Dies 
stelle für das Ministerium eine Zusatzarbeit dar. Auch in der Haushaltsabteilung 
des Finanzministeriums herrsche „Land unter“. Das Ministerium sei aber bemüht, 
die Prüfung so schnell wie möglich abzuschließen. Er habe Verständnis für das 
hier geäußerte Anliegen, dass dem Landtag ein Zwischenergebnis mitgeteilt wer-
den solle. Wenn das Finanzministerium dem Parlament aber eine Zahl bekannt 
gebe, müsse diese belastbar sein. Eine solche Zahl wiederum lasse sich Stand 
heute, 16. Juli 2021, nicht nennen. 

Das Finanzministerium versuche, Ende Juli 2021 in einem Zwischenschritt die 
Ausgabereste abschließend ins Kabinett zu bringen, um über eine Grundlage zu 
verfügen. Der Landtag werde darüber dann im September eine Mitteilung erhal-
ten.

Der Haushaltsüberschuss 2020 lasse sich in seiner Höhe vom Finanzministerium 
derzeit nicht konkret beziffern und könne daher auch nicht guten Gewissens zur 
Finanzierung einer Deckungslücke im Nachtrag herangezogen werden. Für den 
Nachtrag wäre eine konkrete Summe zu nennen. Dies sei jedoch noch nicht mög-
lich. Vielmehr lasse sich nur eine Größenordnung angeben. Deshalb sei diese in 
den Eckpunkten für den Haushalt 2022 genannt und mit eingeplant worden.

Über die Anwendung eines Moratoriums sei die Deckungsfähigkeit von der 
Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ zugunsten der Rücklage für 
Haushaltsrisiken ermöglicht worden. So habe sich aufgrund des coronabedingten 
Bedarfs die Ausstattung bei der Rücklage für Haushaltsrisiken als „eng“ erwiesen. 

437 Millionen € der Rücklage „Zukunftsland BW – Stärker aus der Krise“ er-
schienen noch frei, seien tatsächlich aber komplett belegt. Sie hätten nur noch 
nicht in Anspruch genommen werden können, weil das Finanzministerium im 
Hinblick auf das Moratorium die Ressorts veranlasst habe, Gesamtmaßnahmen, 
die konkretisiert gewesen seien, in Tranchen aufzuteilen. Sobald nach dem Be-
schluss des Nachtrags das Moratorium aufgehoben worden sei, würden diese 
Tranchen politisch beschlossen und könnten die belegten Mittel abfließen. 

Bei vielen Maßnahmen flössen die Mittel verzögert ab. Dies liege etwa daran, 
dass Rechnungen noch nicht gestellt worden seien oder Förderverfahren, die über 
die L-Bank liefen, nicht so schnell abgewickelt werden könnten, wie dies viel-
leicht erwünscht sei. Zur Erläuterung verweise er auf folgendes Beispiel: Das 
Land habe den Universitätsklinika schon 2020 einen hohen Betrag aus der Rück-
lage für Haushaltsrisiken gewährt, weil diese Einrichtungen auf eine drohende 
Zahlungsunfähigkeit verwiesen hätten. Wegen dieser Gefahr habe zudem der 
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Bund Zahlungsfristen wesentlich verlängert und den Universitätsklinika etwa 
für die Schaffung von Intensivbetten und die Behandlung von Covid-Patienten 
Zuschüsse zukommen lassen. Der Bedarf sei also zwar zurückgegangen, werde 
sich aber dann einstellen, wenn die Zahlungsfristen wieder verkürzt würden und 
der Bund seine Förderung entweder auslaufen lasse oder reduziere. Es bestün-
den konkret belegte Mittel, für die nach Aussage aller vier Universitätsklinika im 
Land ein Bedarf vorliegen werde, der sich allerdings später ergebe als ursprüng-
lich prognostiziert.

Von den 6,6 Milliarden € aus den Corona-Förderprogrammen sei aus Sicht der 
Ressorts die frei verfügbare Summe gleich null. So rechneten alle Ressorts damit, 
dass die Mittel benötigt würden, wenn auch nicht unbedingt im Verhältnis 1 : 1 
für den betreffenden Zweck. Beispielsweise sei die Testkonzeption, die im Früh-
jahr bestanden habe, zwischenzeitlich geändert worden. Im positiven Fall lasse 
sich die neue Konzeption ohne zusätzlichen Mittelbedarf umsetzen. Das Vorge-
hen erfolge nun pragmatisch in der Weise, dass die Mittel, die für die erste Test-
konzeption nicht benötigt worden seien, für die neue Testkonzeption verwandt 
würden. 

Zwei der neun am Beteiligungsfonds Baden-Württemberg interessierten Fir-
men hätten Anträge gestellt. Diese seien jedoch nicht umgesetzt worden, weil 
die betreffenden Firmen aufgrund beihilferechtlicher Vorschriften letztlich da-
von Abstand genommen hätten. Das Land sei aber gehalten, die Mittel bis zum 
gesetz lichen Ende des Fonds am 30. September vorzuhalten. Andernfalls würde 
es gegenüber der Wirtschaft einen Vertrauensbruch begehen. Wenn diese Mit-
tel schließlich tatsächlich frei seien, könne über deren weiteren Einsatz entschie-
den werden, beispielsweise zweckgebunden für Coronabedarfe oder zur Tilgung. 
Wenn es von den Mitteln her passe, könne auch im Vollzug getilgt werden.

Das Finanzministerium habe im Bereich des Referats 29 – Haushaltsmodernisierung 
– k.w.-Vermerke, nach denen die betreffenden Stellen zum 31. Dezember 2021 weg-
fielen, verlängert. Dort würden Daueraufgaben wahrgenommen. Ein Teil dieser 
Stellen sei gegenwärtig neu zu besetzen. Es finde sich keine geeignete Kraft, 
wenn allen Bewerberinnen und Bewerbern mitgeteilt werden müsse, dass die 
Stelle in sechs Monaten wegfalle. Deshalb sei es erforderlich, die k.w.-Vermerke 
zu verlängern.

Die Emission eines Green Bonds sei eine Maßnahme, die die Landesregierung be-
schlossen habe und die eines erheblichen Koordinierungsaufwands bedürfe. Dies 
erfordere mehr als eine zusätzliche Stelle. Deshalb würde er es begrüßen, wenn 
der Nachtrag in der vorliegenden Form beschlossen würde. 

Baden-Württemberg betrete mit dem Green Bonds deutschlandweit Neuland. Die 
Begebung des ersten Green Bonds sei mit großem Erfolg umgesetzt worden. Die 
Emission eines Green Bonds sei eine völlig unpolitische Maßnahme. Angesichts 
des hohen Kreditbedarfs auf europäischer Ebene sowie auf Ebene des Bundes und 
der Länder im Frühjahr 2020 hätten sich die Kreditkonditionen schlagartig ver-
schlechtert. So habe die Sorge bestanden, dass nicht genügend Kredite zur Ver-
fügung gestellt würden. Aus der fachlichen Sicht des Finanzministeriums bestehe 
der große Vorteil des Green Bonds darin, dass sich das Land damit neue Geldgeber 
erschließe. Deren Anteil habe unter denjenigen, die in den Bonds investiert hätten, 
bei über 80 % gelegen. Das Land sichere sich über den Green Bond also auch seine 
Auswahl an Kreditgebern. Dies halte er durchaus für ein triftiges Argument.

Ohne die Tätigkeit in dem zuständigen Spiegelreferat des Finanzministeriums  
gäbe es für das neu errichtete Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen 
keinen Einzelplan. Das Finanzministerium erfülle hierbei operative Aufgaben. 
Ohne zusätzliches Personal könne es solche zusätzlichen Aufgaben nicht leisten.
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Der Präsident des Rechnungshofs dankt dem Finanzministerium für die ausführ-
lichen Erklärungen und bemerkt, vieles davon sei aus Sicht des Rechnungshofs 
einleuchtend. Der Rechnungshof habe gegen eine Vorsorge für Coronahilfsmaß-
nahmen nichts einzuwenden. Diese stünden bisher nicht fest, erfolgten aber viel-
leicht noch, weil sich nicht absehen lasse, wie sich die Pandemie entwickle. Der 
definierte Bedarf sei im Nachtrag abgebildet und bestehe im Grunde in einer Auf-
stockung der Haushaltsrücklage. Darin sei ein Vorsorgebetrag enthalten. Ange-
sichts der bestehenden Unsicherheit Vorsorge zu treffen und mit einer offenen 
Rücklage zu arbeiten halte der Rechnungshof für vernünftig.

Andererseits stelle sich die Frage, wie der Deckungsbedarf finanziert werden sol-
le. In dieser Hinsicht interpretiere der Rechnungshof die Schuldenbremse mög-
licherweise etwas anders als das Finanzministerium. „Schuldenbremse“ sei ein 
offener Rechtsbegriff. Aber nach Auffassung des Rechnungshofs müsse eine 
erhebliche Beeinträchtigung der Finanzkraft in dem Jahr vorliegen, für das der 
Haushalt besprochen werde, in diesem Fall also für 2021.

Risikovorsorge für Corona und möglicherweise noch notwendige Maßnahmen 
sei das eine. Etwas anderes sei es, über die Vorsorge für den Haushalt 2022 zu 
reden. Der Presse zufolge sei in den Eckpunkten für den Haushalt 2022 vorge-
sehen, einen Haushaltsüberschuss von 2,6 Milliarden € aus früheren Jahren als 
Deckungsmittel zu verwenden. Einen erwarteten Überschuss habe das Land auch 
schon früher etatisiert, und zwar um den laufenden Haushalt zu finanzieren. Wenn 
also ein Teil der 2,6 Milliarden € als erwarteter Überschuss im Dritten Nachtrag 
2021 etatisiert würde, wäre dies ein Vorgehen, welches das Land auch schon in 
der Vergangenheit praktiziert hätte.

Es gehe um die Frage, ob man Notlagenkredite mit neuen Schulden finanziere 
oder regulär vorhandene Mittel nutze, um Notlagenkredite zu vermeiden. Für den 
Rechnungshof ergebe sich aus seiner Lesart der Schuldenbremse die Verpflich-
tung, dass Letzteres zu tun sei.

Er nehme an, dass der in den Eckpunkten für den Haushalt 2022 prognostizierte 
Haushaltsüberschuss von 2,6 Milliarden € einen validen Wert darstelle. Es gehe 
darum, den Teil des Haushaltsüberschusses jetzt zu verwenden, der notwendig 
sei, um die 942 Millionen € ohne Aufnahme eines Notlagenkredits zu finanzieren. 
Somit bliebe immer noch ein Überschuss von mehr als 1,5 Milliarden €, der als 
Vorsorge für den Haushalt 2022 vorgesehen werden könnte. Hingegen hielte der 
Rechnungshof den Nachtrag für verfassungsrechtlich etwas fragwürdig, wenn er 
in der vorliegenden Form verabschiedet würde.

Sollten 1,5 Milliarden € als verbleibender Haushaltsüberschuss für eine Haus-
haltsvorsorge zu wenig sein, könne immer noch an bestehende Potenziale gedacht 
werden. So sei der Beteiligungsfonds Baden-Württemberg bisher nicht auf viru-
lente Nachfrage gestoßen. Dieser müsse nicht auf null gesetzt werden. Vielmehr 
ließe sich mit einer halben Milliarde Euro der Umfang der Haushaltsvorsorge für 
2022 auf 2 Milliarden € erhöhen.

Der Rechnungshof sehe finanz- und haushaltspolitisch klare Alternativen, um ei-
ne Finanzierung über einen Notlagenkredit in Höhe von 942 Millionen € zu kom-
pensieren. Dies sei aus Sicht des Rechnungshofs auch der Weg, den die Schulden-
bremse erfordere.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD hebt hervor, auch seine Fraktion danke 
dem Vertreter des Ministeriums für Finanzen für dessen Erläuterungen. Die SPD 
habe keinen Zweifel am Personalbedarf im Finanzministerium und spreche den 
vielen Bediensteten, die in den Ressorts gerade sehr gefordert seien, ihren Res-
pekt für die erbrachten Leistungen und das Engagement aus. 
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Der Vertreter des Ministeriums für Finanzen habe von einem pragmatischen Vor-
gehen gesprochen, von belegten Mitteln und davon, dass sie vielleicht ander-
weitig verwandt würden. Diesem Pragmatismus mangle es nach Ansicht der SPD 
jedoch an Transparenz. Wenn zumindest bekannt wäre, nach welchem aktuellen 
Stand die betreffenden Mittel belegt seien, ließe sich besser einschätzen, wel-
che Richtung ungefähr eingeschlagen werden solle. Jedoch werde es auch in den 
nächsten Wochen so sein, dass die Opposition mit Einzelmaßnahmen und einzel-
nen Entnahmen konfrontiert werde, zu denen immer im Nachhinein um Zustim-
mung ersucht werde. 

Die SPD vermisse eine Linie, die vermittle, was grundsätzlich geschehen solle. 
Auch hinter den 942 Millionen €, die der Präsident des Rechnungshofs erwähnt 
habe, müsste sich zumindest eine gewisse Linie erkennen lassen, was in etwa an-
gedacht sei. Seine Fraktion würde keinen Vorwurf erheben, wenn etwas letztlich 
nicht im Verhältnis 1 : 1 umgesetzt würde. Doch die einfache Aussage, dass das 
Geld benötigt werde, stelle eine Art Blackbox dar. Dieses Verfahren empfinde er 
zumindest parlamentarisch als schwierig.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD dankt dem Vertreter des Ministeriums für 
Finanzen für dessen Ausführungen und die klarstellenden Worte. Er fügt hinzu, 
dadurch sei zumindest zum Teil die Transparenz hergestellt worden, die die AfD-
Fraktion in den letzten Wochen vermisst habe.

Die Landesregierung habe sich offensichtlich entschlossen, den Stand ihrer Dis-
kussion stückweise an die Presse weiterzugeben. Hingegen bleibe das Parlament, 
das eine Kontrollfunktion wahrnehmen solle, uninformiert.

Seine Fraktion könne dem Nachtrag nach wie vor nicht zustimmen, weil ihr die 
Basis fehle, um diesen Haushalt objektiv bewerten zu können. Der Vortrag von 
dem Vertreter des Ministeriums für Finanzen sei sehr sachlich, äußerst konstruk-
tiv und informativ gewesen. Zusammenfassend bedeuteten die Aussagen jedoch, 
dass die Landesregierung Kassenstand und Höhe des Haushaltsüberschusses nicht 
kenne, aber einfach „auf Verdacht“ einen Notlagenkredit in Höhe von 942 Millio-
nen € aufnehme und erkläre, dass diese Mittel schon irgendwie verbraucht wür-
den. Dies reiche nach Ansicht der AfD für eine Kontrolle nicht aus.

Der zuerst zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erinnert 
daran, dass er zuvor auch zwei Fragen an das Kultusministerium gerichtet habe. 
Er merkt an, diese seien noch unbeantwortet.

Ein Vertreter des Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport gibt bekannt, Mittel 
für Lehrkräfte tauchten an zwei Stellen auf. Zum einen handle es sich um zu-
sätzliche Vertretungsmittel in Höhe von 2,6 Millionen € für 100 Stellen. Diese 
seien zur Kompensation eines pandemiebedingten Mehrbedarfs für zusätzliche 
Klassenbildungen gedacht. Zum anderen würden weitere 7,2 Millionen € für die 
Vergütung von Lehrbeauftragten ausgebracht. Dies diene den Lernbrücken in den 
letzten zwei Wochen der Sommerferien.

Von dem Abgeordneten der FDP/DVP seien auch 800 Stellen angesprochen wor-
den, bei denen der k.w.-Vermerk verlängert worden sei. Die diesbezügliche Frage 
habe er nicht nachvollziehen können. Er vermute, dass der Abgeordnete die Stel-
len meine, die im Haushalt für die Sprachförderung von Flüchtlingen eingestellt 
seien. Die betreffenden k.w.-Vermerke würden im Vollzug jeweils nach Bedarf 
verlängert, seien aber nicht Gegenstand des vorliegenden Dritten Nachtrags.

Der an zweiter Stelle zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der FDP/
DVP erklärt, der Ausschuss habe bisher immer über die Ausnahmekomponente 
nach der Landeshaushaltsordnung (LHO) gesprochen. Es gebe jedoch auch eine 
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Konjunkturkomponente. Zu deren Berechnung werde auch auf eine Formel des 
Stabilitätsrats verwiesen. Die abstrakte Formel sei jedoch schwer nachzuvollzie-
hen. Daher frage er, ob jemand diese Formel mit Zahlen hinterlegen könne, um zu 
erkennen, wie sich die 255 Millionen € ergäben, die nach der Konjunkturkompo-
nente der LHO an neuen Schulden aufgenommen werden sollten.

Der Minister für Finanzen bringt vor, in der schriftlichen Begründung des Gesetz-
entwurfs Drucksache 17/400 finde sich auf Seite 7 eine ausführliche Berechnung 
der zulässigen Kreditaufnahme. Die Berechnung basiere auf der Frühjahrspro-
jektion der Bundesregierung vom April 2021. Um der in Baden-Württemberg 
bestehenden Systematik von Doppelhaushalten gerecht zu werden, seien aktuelle 
Wachstumszahlen in die Berechnung eingeflossen. Im Ergebnis dürften nach der 
Konjunkturkomponente der LHO rund 250 Millionen € an Krediten aufgenom-
men werden. Zusammen mit den 942 Millionen € nach der Ausnahmekompo-
nente führe dies in der Summe zu einer möglichen Kreditaufnahme in Höhe von  
1,2 Milliarden €.

Der Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erwidert, die Tabelle auf Seite 7 
habe er sich angesehen. Ihm gehe es jedoch um die Formel des Stabilitätsrats, die 
die Basis für die Tabelle bilde. Er verweise hierzu auf Seite 23 des Kompendiums 
des Stabilitätsrats. Die Variablen könne er nicht selbst recherchieren. Er hätte 
gern gewusst, welche Zahlen eingesetzt würden und um welche Quellen es sich 
handle. Die Berechnung ziehe er nicht in Zweifel, sondern wolle sie nur verste-
hen. Über seine Frage müsse nicht jetzt diskutiert werden. Vielleicht könne die 
Antwort darauf schriftlich nachgereicht werden.

Ein Vertreter des Rechnungshofs trägt vor, der Rechnungshof habe schon in ei-
nem früheren Denkschriftbeitrag im Zusammenhang mit der Übergangsregelung 
zur Schuldenbremse angeregt, in den Begründungen zu Haushalten die Berechnungs-
grundlagen zu nennen. Auch er meine, dass sich aus der Tabelle auf Seite 7 der 
Drucksache 17/400 die Berechnung nicht vollständig ergebe. Im Bundeshaushalt 
etwa sei dies allerdings auch nicht sehr viel anders. Der Rechnungshof plädiere 
dafür, in den Begründungen zu Haushalten die Berechnung künftig tiefer dar-
zustellen, sodass sich die Einzelschritte nachvollziehen ließen. Dies wäre inso-
fern auch angebracht, als in Übereinstimmung mit dem Stabilitätsrat eine Berech-
nungsmethode geändert worden sei. Das Finanzministerium habe den Rechnungs-
hof hierbei vorab einbezogen. Der Rechnungshof habe nach sorgfältiger Prüfung 
keine Einwände gegen diese Methode erhoben.

Auf Seite 7 der Drucksache 17/400 stehe, dass die LHO beide Berechnungswei-
sen decke. Da sie jedoch zu unterschiedlichen Ergebnissen führten, liege dem 
Rechnungshof daran, dass die von ihm gutgeheißene Berechnungsmethode des 
Stabilitätsrats künftig durchgängig angewandt werde. Nach Überzeugung des 
Rechnungshofs müsse dies im Rahmen einer künftigen Änderung der LHO ent-
sprechend klargestellt werden. Er bitte das Finanzministerium noch um Auskunft, 
ob es bei künftigen Nachträgen nur noch die neue Berechnungsmethode des Sta-
bilitätsrats verwende.

Der Rechnungshof habe auch gefordert, Regelungen zur Schuldenbremse mög-
lichst nur über eine Verfassungsänderung oder eine gesetzliche Änderung und 
nicht über eine Rechtsverordnung zu treffen, da alles Wesentliche in einem Ge-
setz bestimmt werden müsse. Im Nachhinein wäre eine Verordnung vielleicht 
nicht schlecht gewesen, um Details wie hinsichtlich der Berechnungsmethode zu 
regeln.

Der Minister für Finanzen unterstreicht, das Finanzministerium werde sich Ge-
danken machen, ob es sinnvoll sei, hinsichtlich der Berechnung künftig eine An-
lage beizufügen. Er meine, dies könne geleistet werden. 
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Die Berechnungsmethode sei aktualisiert worden, weil sie die konjunkturelle Si-
tuation besser abbilde. Deshalb wolle das Finanzministerium diese Berechnungs-
methode konsistent anwenden. 

Der Vorsitzende hält fest, dass künftig in einem Anhang zum Haushalt der Re-
chenweg dargestellt werde, was die zulässige Kreditaufnahme bzw. die Tilgungs-
verpflichtung nach § 18 LHO betreffe.

Er stellt auf Nachfrage fest, dass zu den aufgerufenen Beratungsgegenständen 
keine weiteren Wortmeldungen bestünden und der Ausschuss somit in die Ab-
stimmung eintreten könne.

Der Vorsitzende weist darauf hin, zu verschiedenen Paragrafen des Gesetzent-
wurfs Drucksache 17/400 lägen die Änderungsanträge N/1, N/16 und N/2 vor. 
Soweit diese Anträge angenommen würden, hätte dies auch Auswirkungen auf 
die in § 1 genannte Anlage über die Übersichten zu den Einnahmen und Aus-
gaben. Deshalb stelle er zunächst die §§ 2 bis 4 sowie die genannten drei Ände-
rungsanträge zur Abstimmung, bevor er § 1 aufrufe.

§ 2

Mehrheitlich zugestimmt.

§ 3

Der Änderungsantrag N/1 insgesamt wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, der Änderungsantrag N/16 bestehe 
aus drei Abschnitten. Abgestimmt werde nur über die ersten beiden, da es in Ab-
schnitt III lediglich um die Ankündigung eines weiteren Antrags gehe.

Abschnitt I und Abschnitt II des Änderungsantrags N/16 wird in 
gemeinsamer Abstimmung bei zwei Gegenstimmen zugestimmt.

§ 3 mit den beschlossenen Änderungen bei mehreren Gegenstim-
men und Enthaltungen zugestimmt.

§ 4

Der Änderungsantrag N/2 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

§ 4 mehrheitlich zugestimmt.

§ 1

Der Änderungsantrag N/8 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag N/13 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Die Änderungsanträge N/9 und N/11 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.

Jeweils mehrheitlich bei einigen Enthaltungen verfallen die Ände-
rungsanträge N/10 und N/12 der Ablehnung.

Der Ausschuss lehnt die Änderungsanträge N/3, N/4, N/5 und N/6 
jeweils mehrheitlich ab.

Dem Änderungsantrag N/17 wird bei zwei Gegenstimmen zuge-
stimmt.

Der Änderungsantrag N/7 wird bei einigen Enthaltungen mehrheit-
lich abgelehnt.
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Dem Änderungsantrag N/18 schließlich stimmt der Ausschuss ein-
stimmig zu.

§ 1 mit den beschlossenen Änderungen mit großer Mehrheit zu-
gestimmt.

§ 5

Der Änderungsantrag N/14 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.
§ 5 mit großer Mehrheit zugestimmt.

§ 6

Mehrheitlich zugestimmt.

§ 7

In förmlicher Abstimmung zugestimmt.

Der Ausschuss lehnt den Entschließungsantrag N/15 mehrheitlich 
ab.

Ohne Widerspruch empfiehlt der Ausschuss dem Plenum, von der 
Mitteilung Drucksache 17/500 Kenntnis zu nehmen.

Dem Gesetzentwurf Drucksache 17/476 im Ganzen wird mehrheit-
lich zugestimmt.

6.8.2021

Knopf
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